
Reproduktive Gerechtig-
keit im Fluchtkontext – 

Neue Perspektiven

Für geflüchtete Frauen ist der Zugang zu Verhütungs-
mitteln durch die aufenthaltsrechtliche Situation  
geprägt. Finanzielle Hürden und mangelnder Zugang 
zu fachlicher Beratung stellen Barrieren dar und  
beeinträchtigen reproduktive Rechte. Betroffene  
weisen zudem auf die erschwerten Umstände von 
Schwangerschaft und Mutterschaft in der kollektiven 
Unterbringung hin. Die Idee der Reproduktiven  
Gerechtigkeit berücksichtigt diese umfassendere  
Perspektive. 
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nach ihrer ankunft. dabei sind es gerade die 
Informationen bezüglich zugänglicher Ver-
hütungsmittel, die diese Frauen als wertvoll 
erachten. Im Kanton Bern bestünde für ge-
flüchtete Frauen die Möglichkeit, an ähnli-
chen Workshops der aidshilfe Bern teilzu-
nehmen. Faktisch hängt der Zugang jedoch 
von der Vermittlung der Zentren und leis-
tungserbringer ab – nicht alle verhalten sich 
proaktiv. Weiter bestanden nur beschränkt 
Kenntnisse über das angebot der Fachstel-
len sexuelle Gesundheit (siehe dazu auch 
artikel Seite 48). Einige Geflüchtete erhalten 
Information über gynäkologische Termine, 

wobei die Beratungsqualität je nach Sprach-
verständigung (dolmetschung) und Zeitres-
sourcen unterschiedlich ausfällt. der Bedarf 
an Information bezüglich zugänglicher Ver-
hütungsmittel und insbesondere ihrer Wir-
kungsweisen wurde in den Interviews bestä-
tigt. Nicht alle Studienteilnehmerinnen 
erhielten jedoch grundsätzlich Zugang zu 
qualifizierter fachlicher Information.

In der Schweiz ist die Chancengleichheit 
im Zugang zu Verhütungsmitteln nicht 
gegeben (Mertens, 2023). Während 
Schwangerschaftsabbrüche von der 

Krankenkasse bezahlt werden, müssen die 
Kosten für Verhütung in der Schweiz von 
Privatpersonen selbst getragen werden. In 
der Sozialhilfe gelten Verhütungsmittel als 
«nicht kassenpflichtige Medikamente» und 
werden nicht systematisch übernommen, 
der Entscheid liegt bei der einzelnen Ge-
meinde. Somit bestehen insbesondere für 
armutsbetroffene, zu denen oft Personen 
mit Migrations- und Fluchterfahrung gehö-
ren, Zugangsbarrieren (Sieber, 2017). 

Forschungsprojekt:  
Perspektive geflüchteter Frauen

das partizipative Forschungsprojekt rEF-
PEr (siehe Kästchen, Seite 46) erhob im 
Kanton Bern anhand von Interviews die Per-
spektive geflüchteter Frauen auf diese Ver-
sorgungslücke. die Ergebnisse zeigen auf, 
dass neben einer garantierten Finanzierung 
insbesondere auch der Zugang zu Informa-
tion und Beratung zentral ist, um geflüchte-
ten Frauen dieses reproduktive recht zu 
garantieren. Weiter wurde ersichtlich, wie 
eine kollektive Unterbringung reproduktive 
rechte einschränkt. 

Wissen als Voraussetzung  
für die Geltendmachung von Rechten

«Google. Google! Immer wenn mir etwas oder 
eine Frage in den Sinn kam, dann ging ich und 
öffnete Google. (…) weil ich nicht wusste, 
wen ich fragen könnte oder in welches Zent-
rum ich gehen könnte, um nachzufragen.» 
Eine geflüchtete Frau im Interview, For-
schungsprojekt REFPER, 2023. 

Basierend auf dem schweizerischen Epide-
miengesetz (EpG) erhalten geflüchtete Per-
sonen nach ankunft in der Schweiz eine ge-
sundheitliche Erstinformation. dabei liegt 
ein wesentlicher Fokus auf Informationen 
zur Verhütung, Erkennung und Behandlung 
von übertragbaren Krankheiten. Wird also 
von Verhütung gesprochen, steht die Verhü-
tung von sexuell übertragbaren Infektionen 
im Vordergrund. laut Erfahrung von geflüch-
teten Frauen werden Verhütungsthemen in 
diesem rahmen nicht immer nachhaltig im 

Sinne einer selbstbestimmten Schwanger-
schaftsverhütung vermittelt. auch sind Kon-
dome in den Bundesasylzentren und den 
meisten Unterbringungen des Kantons ver-
fügbar, der Zugang zu selbstbestimmter 
Schwangerschaftsverhütung für Frauen ist 
jedoch nicht garantiert. 

Zugang zu Wissen  
und Angeboten ermöglichen

die Interviews zeigen auf, dass geflüchtete 
Frauen während des asylverfahrens und 
auch noch später wenig Zugang zu Wissen 
über Familienplanung und Verhütungsmög-

lichkeiten und entsprechende angebote ha-
ben. Einzig Frauen, die über das «United 
Nations High Commissioner for refuge-
es»-resettlement-Programm1 in die Schweiz 
kommen, erwähnten Workshops zu sexuel-
ler und reproduktiver Gesundheit zeitnah 
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Gerade die Informationen über  
zugängliche Verhütungsmittel  

erachten geflüchtete Frauen als  
wertvoll. 

1  Weitere Informationen zu den resettlement- 
Programmen unter  www.sem.admin.ch
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Herausforderungen und Handlungsbedarf  
Viele Geflüchtete verschaffen sich Wissen zu 
möglichen Verhütungsmethoden über ihr so-
ziales Umfeld und über digitale Kanäle; das 
leistet grundsätzlich Unsicherheiten und 
beispielsweise Ängsten bezüglich Nebenwir-
kungen von Verhütungsmitteln Vorschub. 
Geflüchtete Frauen werden also in ihren Fra-
gen zu Verhütung, Schwangerschaft, Famili-
enplanung oft allein gelassen. dies ist umso 
relevanter, als dass sich geflüchtete Frauen 
nach ihrer ankunft in der Schweiz bezüglich 
ihrer reproduktiven Entscheidungsfindung 
in einer ambivalenten Situation befinden. 
die Interviews zeigen auf, dass ihre Situation 
von einem Zustand «in limbo» gekennzeich-
net ist, welcher durch einen unbestimmten 
Verfahrensausgang und die undefinierte 
Zeitdauer in kollektiven Unterbringungs-
strukturen sowohl auf Bundes- und Kanton-
sebene charakterisiert ist. dieser Zustand  
kann sich über Monate oder Jahre hinziehen. 
diese Erkenntnis ist zentral in Bezug auf das 
Verhalten hinsichtlich der Familienplanung: 
Eine Schwangerschaft während des aufent-
halts in kollektiven Unterbringungsstruktu-
ren wollen viele der befragten Studienteil-
nehmenden vermeiden. Ein Zugang zu 
Beratung und Information über zugängliche 
Verhütungsmittel und deren Finanzierung ist 
demnach unbedingt zu gewährleisten, auch 
damit Frauen über das Wissen verfügen, um 
ihre rechte einzufordern. 

Kollektive Unterbringung  
beeinflusst reproduktive Entscheidung

«Und ich habe meiner Freundin, die schwan-
ger war, gesagt: ‹Du bist in einem Camp (kol-
lektive Unterkunft), warum hast du es zuge-
lassen, dass du schwanger wurdest? Es ist 
schwierig hier für dich!›» Geflüchtete Frau im 
Interview, Forschungsprojekt REFPER, 2023.

die defizitären lebensbedingungen in den 
Kollektivunterkünften wie behördliche ab-
hängigkeiten, hohe Gewaltprävalenz, fehlen-
de Privatsphäre, prekäre Infrastruktur, sozia-
le Marginalisierung, beschränkter Zugang zu 
Gesundheitsversorgung stellen enorme Her-
ausforderungen für Schwangere in den Kol-
lektivunterkünften dar (Gewalt et al., 2019). 
Studienteilnehmerinnen thematisieren zu-
sätzlich, dass ein leben in der Kollektivunter-
kunft auch kein sicheres und gesundes Um-
feld für Kinder darstelle und eine Mutterschaft 
demnach erschwere. Viele führten aus, dass 
dies ein zentraler Grund gewesen sei, in den 

Kollektivunterkünften nicht schwanger 
werden zu wollen. diese strukturellen Be-
dingungen, welche auf die lebenssituation 
einwirken, schränken die selbstbestimmte 
reproduktion demnach massgeblich ein. 

Drei massgebende Rechte  
das recht auf reproduktive und sexuelle 
Gesundheit kann nicht nur in Bezug auf den 
Zugang zu Gesundheitsversorgung gedacht 
werden, sondern muss auch die strukturel-
len rahmenbedingungen einbeziehen. Mit 
dem ansatz der reproduktiven Gerechtig-
keit lässt sich dieser erweiterte Blick kon-
zeptuell rahmen. dieser verbindet soziale 
Gerechtigkeit mit reproduktiver Gesundheit 
und bindet so die lebensrealitäten von 
Menschen mit ein. das Konzept der «repro-
duktiven Gerechtigkeit» basiert auf drei 

rechten (arbeitsgruppe reproduktive Ge-
rechtigkeit, 2023), die gleichermassen zent-
ral sind, um tatsächlich frei über das eigene 
leben und die eigene Familienplanung zu 
entscheiden. damit einhergeht immer auch 
die Frage, inwiefern Zugang zu diesen re-
produktiven optionen bestehen. 
• Erstens das recht, keine Kinder zu be-

kommen und damit einen gesicherten 
Zugang zu Verhütungsmitteln und 
Schwangerschaftsabbruch zu haben. 

• Zweitens das recht, Kinder zu bekom-
men. damit einher geht die Frage von 
offener staatlicher Bevölkerungspolitik 
bis hin zu gesellschaftlichen Bedingun-
gen, die es bestimmten Gruppen er-
schweren, Kinder zu bekommen. 

• drittens das recht, die eigenen Kinder 
in einer sicheren und gesunden Umge-
bung aufzuziehen. Hier werden die Um-
stände thematisiert, durch welche mar-
ginalisierte Familien und Mütter 
aufgrund von sozialen Ungleichheiten in 
lebenssituationen gestossen werden, 

die eine Eltern- bzw. Mutterschaft er-
schweren oder verunmöglichen.   

Reproduktive  
Voraussetzungen in den Blick nehmen 

« …weil du deine Türe nicht schliessen und 
einfach zehn Minuten mit deinem Mann allei-
ne sein kannst. Du denkst: Hier ist Sex nicht 
erlaubt, das heisst, schwanger sein ist auch 
nicht erlaubt!» Co-Forschende, Forschungs-
projekt REFPER, 2023.

durch die konzeptuelle Brille der reprodukti-
ven Gerechtigkeit ist gerade der Kontext, in 
dem geflüchtete Frauen leben, ein Schlüssel 
auch zum Verständnis der reproduktiven Vo-
raussetzungen und der Entscheidungsmög-
lichkeiten. dabei fällt es ins auge, dass sie 

Forschungsprojekt REFPER − 
Reproduktive Gesundheit

rEFPEr ist ein Forschungsprojekt der 
Berner Fachhochschule, departement 
Gesundheit, angewandte F&E Ge-
burtshilfe. Im rahmen der partizipati-
ven dissemination der Forschungser-
gebnisse findet am 26. Juni eine 
Tagung zu reproduktiver Gerechtig-
keit im Fluchtkontext statt.

Weitere Informa-
tionen zum For-
schungsprojekt  
REFPER: www.bfh.ch

Geflüchtete Frauen  
werden in ihren Fragen zu 

Verhütung, Schwangerschaft 
und Familienplanung  

oft allein gelassen. 
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mit reproduktiver Ungerechtigkeit in allen 
drei Facetten konfrontiert sein können: In 
kollektiven Unterbringungen kann es sich für 
geflüchtete Frauen als Schwierigkeit heraus-
stellen, nicht schwanger zu werden, da kein 
umfassender Zugang zu Beratung und Infor-
mation in Verhütungsfragen und gesicherter 
Zugang zu Verhütungsmitteln gewährleistet 
wird. Eine Schwangerschaft kann sich vor 
dem Hintergrund der lebenssituation und 
der Versorgungslage als äusserst schwierig 
gestalten und geflüchtete Frauen davon ab-
halten. Wie das oben angeführte Zitat auf-
zeigt, wirkt die Unterbringung in kollektiven 
Strukturen aus der Perspektive von geflüch-
teten Frauen auch auf eine räumliche Verhin-
derung von Sexualität hin und schränkt so 
die reproduktiven Voraussetzungen ein.  

Situation geflüchteter Frauen reflektieren
Für geflüchtete Frauen sollte sowohl die 
aufklärung über die Methoden und Neben-
wirkung von Verhütungsmitteln als auch die 
Kostenübernahme grundsätzlich sicherge-
stellt und gut verständlich kommuniziert 
werden. Mit dem Blick der reproduktiven 
Gerechtigkeit genügt dieser gesicherte Zu-
gang zu Verhütungsmitteln jedoch nicht, 
um reproduktive Selbstbestimmung zu ga-
rantieren. Es gilt, den Blick auf die repro-
duktiven Voraussetzungen zu erweitern. 
damit müssen auch die einschränkenden 
Bedingungen in den kollektiven Unterbrin-
gungsstrukturen und das damit einherge-
hende Unterbringungsregime kritisch re-
flektiert werden. 
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‣ Gesundheit

Weiterbildung, die begeistert
CAS Perinatale Versorgung
Eignen Sie sich in individuell wählbaren Modulen Fachwissen sowie Hand-
lungs- und Beratungskompetenzen an, um eine professionelle Versorgung von
Mutter und Kind zu gewährleisten. ⇢ Einstieg mit jedem Modul möglich

CAS Still- und Laktationsberatung
Lernen Sie den behutsamen und kompetenten Umgang mit Müttern mit Still-
problemen und erweitern Sie Ihre Fachkompetenz
⇢ September 2024 bis Juni 2025

Fachkurs Perinatale Versorgung mit Schwerpunkt Wochenbett
Für Anfänger*innen und Wiedereinsteiger*innen ⇢ August bis September 2024

Fachkurs Salutogenese in komplexen geburtshilflichen Situationen
⇢ Oktober 2024 bis Januar 2025

bfh.ch/weiterbildung/geburtshilfe
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